Eidgenössische Volksinitiative 'Postdienste für alle' 

Abstimmungstext:

Der Bund garantiert eine Grundversorgung mit Postdiensten, welche den Bedürfnissen und Erwartungen der Bevölkerung und der Wirtschaft entspricht. Diesem Zweck dient ein flächendeckendes Poststellennetz. Der Bund sorgt dafür, dass die Gemeinden in die Entscheide betreffend das Poststellennetz einbezogen werden. Die Kosten für die Grundversorgung mit Postdiensten, welche weder durch die Einnahmen aus den reservierten Diensten noch durch Konzessionsgebühren gedeckt sind, werden vom Bund getragen.

Der Bundesrat hat seine Ablehnung der Postinitiative bekräftigt. 
Auch in Zukunft werde jeder Konsument in der Regel innerhalb von 20 Minuten eine Poststelle erreichen können. Die wichtigsten Anliegen des Volksbegehrens seien bereits ins geltende Recht aufgenommen worden, teilte das Department für Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation (UVEK) am Dienstag mit. Der Bundesrat lehnt die Postinitiative deshalb als überflüssig ab. Es sei in erster Linie Sache der Kunden, das Ausmass des Service public der Post zu bestimmen. Der Bundesrat lehnt auch die verfassungsmässige Verankerung von Abgeltungen für die Post ab. Sollte das Unternehmen einmal die Grundversorgung nicht mehr aus eigener Kraft finanzieren können, dann würde der Bundesrat dem Parlament entsprechende Vorschläge unterbreiten.

Die Initianten «Keine extremen Forderungen»
Mit einem Ja zur Postinitiative am 26. September werde den Bedürfnissen der Bevölkerung und der Wirtschaft am besten entsprochen, sagten dagegen die Initianten ebenfalls am Dienstag an einer Medienkonferenz in Bern. Für die Initianten steht am kommenden 26. September die Zukunft der Post in der Schweiz auf dem Spiel. Die Initiative stelle keine extremen Forderungen auf und belasse der Post die nötige Flexibilität, um sich dem veränderten Umfeld anzupassen, sagte Simonetta Sommaruga, Berner SP-Nationalrätin und Präsidentin der Stiftung für Konsumentenschutz. 

Ziel der Postinitiative sei es nicht, das Poststellennetz aus dem Postkutschenzeitalter zu erhalten, sagte Thomas Egger, Direktor der Schweizerischen Arbeitsgemeinschaft für die Berggebiete (SAB). Mit der Revision des Postgesetzes hätten die eidgenössischen Räte einen Teil der Postinitiative bereits vorweg genommen. Die Post habe nun einen klaren Auftrag, ein flächendeckendes Poststellennetz zu betreiben. 

Finanzierung durch Konzessionsgelder?

Offen ist aber die Finanzierung dieses dichten Poststellennetzes. Dieses erwirtschaftet zurzeit jährlich ein Defizit von rund 500 Millionen Franken. Die Finanzierung dürfe erst in dritter Priorität über Zahlungen des Bundes erfolgen. Geht es nach den Post-Initianten, so soll der Bundesrat in erster Linie die bereits bestehenden Möglichkeiten zur Erhebung von Konzessionsgebühren etwa von privaten Kurierdiensten ausnützen, die mit der Post im Wettbewerb stehen. 
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Weitere Infos

JA:

http://www.postfueralle.ch/php/news.php 

Nein:

http://www.poststeuer-nein.ch 
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